
RE\533213DE.doc PE 344.662
Or. fr

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
1999 2004

Plenarsitzungsdokument

16. April 2004 B5-0189/2004

MISSTRAUENSANTRAG 
gegen die Europäische Kommission

eingereicht gemäß Artikel 34 Absatz 1 der Geschäftsordnung

von Abitbol William, Alyssandrakis Kostantinos, Andersen Bent Hindrup, 
Angelilli Roberta, Belder Bastiaan, Berlato Sergio, Bernié Jean-Louis, Berthu 
Georges, Bigliardo Roberto Felice, Blak Freddy, Blokland Johannes Hans, 
Bonde Jens-Peter, Booth Graham H., Butel Yves, Callanan Martin, Camre 
Mogens N.J., Cappato Marco, Caullery Isabelle, Couteaux Paul Marie, de la 
Perrière Thierry, Eriksson Marianne, Esclopé Alain,  Farage Nigel Paul, Frahm 
Pernille, Gahrton Per, Goodwill Robert, Hager Gerhard, Hannan Daniel J., 
Heaton-Harris Christopher, Helmer Roger, Krarup Ole, Krivine Alain, Korakas 
Efstratios, Kronberger Hans, Kuntz Florence, Lucas Caroline, Marchiani Jean-
Charles, Martin Hans-Peter, Mayol i Raynal Miquel, McKenna Patricia, Meijer 
Erik, Muscardini Cristiana, Nicholson James, Nobilia Mauro, Pasqua Charles, 
Patakis Ioannis, Raymond Michel, Sacrédeus Lennart, Saint-Josse Jean, 
Sandbaek Ulla Margrethe, Scarbonchi Michel, Schmid Herman, Schörling 
Inger, Seppänen Esko Olavi, Sjöstedt Jonas, Souchet Dominique F.C., Speroni 
Francesco Enrico, Sumberg David, Thomas-Mauro Nicole, Titford Jeffrey 
William, Turco Maurizio, Vachetta Roseline, van Dam Rijk, Varaut Alexandre, 
Villiers Theresa
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Misstrauensantrag gegen die Europäische Kommission

Das Europäische Parlament,

 gestützt auf den EG-Vertrag und insbesondere Artikel 201 dieses Vertrags,

 gestützt auf Artikel 34 Absatz 1 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Kommission nicht die Verantwortung für die Eurostat-
Affäre übernommen hat,

B. in der Erwägung, dass die Erteilung der Entlastung für das Haushaltsjahr 2002 nicht 
vergessen lassen darf, dass die Entlastung für das Haushaltsjahr 2001 nur deshalb 
nicht verweigert wurde, weil das Parlament keine wichtigen Informationen betreffend 
die Eurostat-Affäre erhalten hatte, und in der Erwägung, dass die Kommission die seit 
März 2003 vom Ausschuss für Haushaltskontrolle des Europäischen Parlaments im 
Rahmen des Haushaltsjahres 2001 geleistete Arbeit nicht ignorieren kann,

C. in der Erwägung, dass es nicht zufriedenstellend ist, dass die einzige Reaktion auf die 
äußerst schwerwiegende Kritik, die am Verhalten der Kommission und von 
Kommissionsmitglied Solbes in der Eurostat-Affäre von der Entlastungsbehörde in 
ihrer Entschließung vom 29. Januar 2004 geäußert wurde, die Erklärungen von 
Kommissionsmitglied Solbes gegenüber der Presse war, wonach er stets korrekt 
gehandelt habe,

D. in der Erwägung, dass noch schwerer wiegt, dass trotz der Erfahrungen der früheren 
Kommission und der zahlreichen Anträge des Europäischen Parlaments es noch 
immer keine Kultur der Verantwortung oder nur wenige Elemente einer solchen 
Kultur gibt, und auch dies nur aufgrund größten äußeren Drucks, und in der 
Erwägung, dass es daher notwendig ist, auf das Rechtsinstrument des 
Misstrauensantrags zurückzugreifen,

E. in der Erwägung, dass die Kommission in Anbetracht des Vertrauens, das sie 
eingebüßt hat, die kollektive Verantwortung dafür übernehmen muss, dass sie auf eine 
Reihe von Forderungen, die das Parlament für äußerst wichtig gehalten hat, nicht 
reagiert hat, und zwar in den folgenden Entschließungen: Entschließung vom 13. März 
2003 zu dem Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaften und zur 
Betrugsbekämpfung – Jahresbericht 2001, Entschließung vom 8. April 2003 mit den 
Bemerkungen zu dem Beschluss betreffend die Entlastung für die Ausführung des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2001, 
Entschließung vom 4. Dezember 2003 zu dem Bericht der Kommission über die 
Bewertung der Tätigkeiten des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) 
und Entschließung vom 29. Januar 2004 zu den Maßnahmen der Kommission im 
Anschluss an die Bemerkungen in der den Beschluss über die Entlastung für die 
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Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 
2001 begleitenden Entschließung,

F. in der Erwägung, dass die Kommission wahre (hinsichtlich des Inhalts) und klare 
(nicht vom Thema abweichende) Antworten auf alle in den obengenannten 
Entschließungen oder von einzelnen Mitgliedern gestellte Fragen geben muss, und 
zwar im Rahmen der einzigen verbleibenden Pflicht der Kommission, die laufenden 
Geschäfte fortzuführen, nachdem sie ihren Verpflichtungen gemäß Artikel 276 des 
EG-Vertrags und ihren eigenen Verpflichtungen zu „Null-Toleranz“ und zur „besten 
Verwaltung in der Welt“ nicht nachgekommen ist,

1. spricht der Kommission aus diesen Gründen sein Misstrauen aus;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Misstrauensantrag der Kommission zu 
übermitteln und den Präsidenten des Rates und den Präsidenten der Kommission von 
dem Abstimmungsergebnis in Kenntnis zu setzen.

Begründung

Der Wortlaut des Misstrauensantrags enthält bereits die Begründung.


